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GdP-Info Berlin: Nr. 48/2009
Beamtenaktionen – Besoldungsverhandlungen jetzt!
Im Namen der Kandidatinnen und Kandidaten der Partei DIE LINKE schreibt ihr Landesvorsitzender und Direktkandidat zur Bundestagswahl Klaus Lederer:

· Berliner Beamtinnen und Beamte müssen wie in anderen Bundesländern besoldet werden
· Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Beamtinnen und Beamte müssen eine Perspektive für die schrittweise Anpassung an das bundesweite Einkommensniveau erhalten 

· Eckpfeiler der Politik der LINKEN sind der Erhalt und auch die Weiterentwicklung von Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechten für Beamtinnen und Beamte
SPD-Kandidatinnen und –Kandidaten haben sich bisher noch nicht gemeldet!

Am 29.06.2009 schreibt die GdP an alle Kandidatinnen und Kandidaten der SPD und der Partei DIE LINKE, die in Berlin für die Wahlen zum Deutschen Bundestag kandidieren:

„SPD und DIE LINKE haben in Berlin ein Glaubwürdigkeitsproblem + Hunderte von Berliner Polizistinnen und Polizisten mussten sich für die schlechteste Bezahlung in Deutschland am 1. Mai 2009 verletzen lassen + SPD und DIE LINKE schränken Beteiligungsrechte von 70.000 Beamtinnen und Beamten massiv ein 
Polizistinnen und Polizisten fragen die Kandidatinnen und Kandidaten vor Ort:

Wie erklären Sie uns das?
Wir sind sauer und wütend!

Sehr geehrte Damen und Herren,

ist Ihnen eigentlich bewusst, dass die Beamtinnen und Beamten in der Polizei, der Berliner Feuerwehr und im Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten (LABO) in Berlin seit 2004 keine Besoldungsanpassung bekommen haben und unter dem Strich einen Kaufkraftverlust von 20 % hinnehmen mussten?

Erklären Sie uns, warum alle anderen Bundesländer, darunter selbst die Haushaltsnotlageländer Saarland und Bremen, ihre Beamtinnen und Beamten an der allgemeinen Einkommensentwicklung teilhaben lassen und dies gerade in der Hauptstadt Berlin mit den vielen Sonderaufgaben und Belastungen nicht der Fall sein soll!

Wir verdienen jetzt bis zu 500 Euro weniger im Monat als vergleichbare Beamtinnen und Beamte in anderen Bundesländern. 
Wir verlangen, dass die jahrelange Hinhaltetaktik auf unsere Kosten ein Ende hat. Wir können und wollen nicht die Sündenböcke sein, die bis zur Entschuldung Berlins das Nachsehen haben. Wir sind es leid, ständig zu hören, dass Berlin kein Geld hat und der Kelch angesichts der allgegenwärtigen Wirtschaftskrise wieder an uns vorbeigeht.

Die Beamtinnen und Beamten der Berliner Polizei, der Berliner Feuerwehr und des LABO´s sowie in den Bürger- und Ordnungsämtern haben in der Vergangenheit bereits erhebliche finanzielle Beeinträchtigungen zur Sanierung des Berliner Haushaltes hinnehmen müssen. 
Hier nennen wir beispielhaft: 

· keine Besoldungsanpassung seit 2004

· Kürzung bzw. Wegfall des Weihnachts- und Urlaubsgeldes

· Kürzung der Versorgungsbezüge

· Wochenarbeitszeitverlängerung ohne Lohnausgleich

· erhebliche Verschlechterung bei der Beihilfe

· zunehmende Arbeitsbelastung aufgrund von Personalmangel

Meinen Sie, dass wir dies weiter so dulden werden und uns nicht wehren können?




Da irren Sie sich!

Die über Jahre vollzogene Abkopplung von der allgemeinen Einkommensentwicklung enttäuscht und empört unsere Familien. 
Wir werden dies nicht aktionslos hinnehmen!

Angesicht einer Besoldung am Rande der Verfassungswidrigkeit auf dem Stand des letzten Jahrtausends hat jeder Idealismus seine Grenzen.

Trotz aller widrigen Umstände (Personalknappheit, Arbeitsverdichtung) sind wir nach wie vor 24 Stunden für die Sicherheit der Menschen in Berlin mit hoher Motivation und Engagement präsent.
Sind Sie sicher, dass dies so bleibt?

Wir erwarten eine schon lange überfällige Besoldungsanpassung an das bundesweite Besoldungsniveau. 

Geschieht dies nicht, müssen Sie es hinnehmen, dass etliche immer noch erstaunlich hoch motivierte Berliner Beamtinnen und Beamten ihre Einstellung in Bezug auf ihr Engagement dem mittlerweile zweitklassigen Besoldungsniveau anpassen. 

Niedersachen überholt Berlin bei der Mitbestimmung

Sehr geehrte Damen und Herren,
ist Ihnen die nachfolgende Presseerklärung des Landesvorsitzenden des DGB Berlin-Brandenburg Dieter Scholz bekannt? 

„Offensichtlich soll die Mitbestimmung, ein elementares Grundrecht, vor den Amtsstuben halt machen. In einem offenen Brief an alle Abgeordneten der beiden Regierungsparteien im Berliner Parlament hat sich Dieter Scholz, Vorsitzender des DGB, Bezirk Berlin-Brandenburg, dafür eingesetzt, den 70.000 Beamtinnen und Beamten des Landes angemessene Mitbestimmungsrechte einzuräumen. Selbst das christdemokratisch regierte Niedersachsen überhole Berlin links mit seinen Mitbestimmungsregelungen: Ministerpräsident Wulff sehe bspw. in einem „leistungsfähigen und motivierten öffentlichen Dienst einen echten Standortvorteil“. Das sollte der SPD zu denken geben, so Scholz.

Berlin verfüge nunmehr über die gesetzgeberische Kompetenz, u. a. bei der Beamtenbesoldung, im Laufbahnrecht und der Arbeitszeit, ohne dass entsprechende Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten existierten. 
Dieses politische Gebaren mache einem preußischen Absolutismus alle Ehre, kritisierte der DGB-Chef, passe jedoch nicht ins 21. Jahrhundert, wenn man ansonsten den mündigen Bürger schätze und hofiere. 
Einerseits sei der Staat aufgerufen, marode Banken zu retten und u. a. durch bessere Aufsicht und Mitbestimmung Missmanagement zu verhindern; andererseits drehten gerade Sozialdemokraten das Rad der Geschichte zurück, wenn es um Transparenz und Beteilung von Beschäftigten im öffentlichen Dienst gehe. Mehr Demokratie wagen sei heute wohl eine verstaubte Parole, an die niemand in der Berliner SPD mehr erinnert werden wolle, befürchtet Scholz.“
Sehr geehrte Damen und Herren,
wie werden Sie uns im Bundestagswahlkampf in Berlin als Kandidatinnen und Kandidaten der SPD und der Partei DIE LINKE diese Widersprüche zu Ihren Parteiprogrammen erklären? Sie wollen auch in Berlin als Parteien der sozialen Gerechtigkeit gewählt werden. 

Das wird nicht so einfach funktionieren, Sie haben ein Glaubwürdigkeitsproblem!
Klaus Lederer, Landesvorsitzender und Direktkandidat zur Bundestagswahl im Wahlkreis Mitte, schreibt im Namen der Kandidatinnen und Kandidaten der Partei 
DIE LINKE:
„Liebe Kolleginnen und Kollegen,

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 29. Juni, in dem Sie uns auf die Forderungen der Berliner Beamtinnen und Beamten bei Polizei, Feuerwehr und LABO aufmerksam machen und uns um die Übermittlung unserer Positionen bitten.

Wir sind wie die GdP der Ansicht, dass die Bezahlung der Berliner Beamtinnen und Beamten auf dem in anderen Bundesländern geltenden Tarifstandard erfolgen muss. Ein funktionierender öffentlicher Dienst in Berlin ist aus Sicht der LINKEN in unserer Stadt Berlin die Grundlage jeglicher öffentlicher Daseinsvorsorge und für alle Berlinerinnen und Berliner unverzichtbar. Er ist eine besondere Stärke Berlins und das soll trotz andauernder Haushaltsnotlage, die durch die regionalen Folgen der aktuellen Finanzkrise zudem noch weiter verstärkt wird, auch so bleiben.

Das ist eine Position, die von uns Kandidatinnen und Kandidaten zur Bundestagswahl genauso geteilt wird wie von den in der Landespolitik engagierten Genossinnen und Genossen, weshalb wir uns schon vor längerer Zeit für ein Vorziehen der Tarifverhandlungen zur Ablösung des Anwendungstarifvertrags von 2001 ausgesprochen haben. Diese Forderung der LINKEN war verbunden mit dem Ziel, den Angestellten, Beamtinnen und Beamten in Berlins öffentlichem Dienst eine Perspektive für die schrittweise Anpassung des Lohn- und Besoldungsniveaus an das bundesweite Tarif- und Besoldungsniveau zu verschaffen. Nachdem in der Vergangenheit jahrelang eine Politik der ungebremsten Verschuldung betrieben wurde, hat auch die Partei DIE LINKE das Ziel der rot-roten Koalition mitgetragen, den Berliner Landeshaushalt langfristig zu sanieren und den großen Schuldenberg zumindest nicht noch weiter steil ansteigen zu lassen, ja möglicherweise sogar mit seinem Abtragen zu beginnen. Denn die Schulden fordern Zinslasten, die am Ende auch wieder zulasten der Berlinerinnen und Berliner und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes gehen.

Mit dem Anwendungstarifvertrag von 2001, der qua Gesetz auch auf die Besoldung der Beamtinnen und Beamten übertragen wurde, haben die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes unserer Stadt einen großen Teil dazu beigetragen, dass der Berliner Haushalt in den vergangenen zwei Jahren ohne erneute Erhöhung der Nettokreditaufnahme bewältigt werden konnte. 
Diesen wertvollen Beitrag wissen wir nicht nur zu schätzen, sondern wir wissen, dass sich daraus auch für die Koalition in Berlin eine Verpflichtung gegenüber den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes ergibt. Obwohl die aktuelle Finanzkrise auch auf den Berliner Haushalt durchschlagen wird (wir rechnen mit massiven Steuerausfällen und werden in den kommenden beiden Jahren voraussichtlich erneut jährlich 2,7 Mrd. € zusätzliche Schulden aufnehmen müssen, um einen ausgeglichenen Haushalt darstellen zu können), was einen schweren Rückschlag für jegliche Sanierungsbemühungen bedeutet, wissen wir, dass

Einschränkungen bei der Bezahlung im öffentlichen Dienst nur als Zwischenzustand auf dem langfristigen Weg der Sanierung des Berliner Haushalts hinnehmbar sind.

Mit Blick auf die anstehenden Tarifverhandlungen hat sich DIE LINKE in Berlin durch einen Beschluss des Landesvorstands vom 16. Juni positioniert. Wir stehen für einen schrittweisen Einstieg in die Wiederangleichung des Gehaltsniveaus an den bundesweiten Standard. Das bedeutet auch, dass es nicht genügen wird, auf das Niveau des Tarifabschlusses von Potsdam vor Abschluss des Anwendungstarifvertrags zurückzukehren. Es ist nötig, dass sich mit dem bevorstehenden Abschluss auch das Signal tatsächlicher Gehaltszuwächse über dieses Niveau hinaus verbindet.

Wir sind uns bewusst, dass das harte Auseinandersetzungen erfordern wird. Dennoch sind wir der Ansicht, dass Berlin es sich nicht leisten kann, den Auswirkungen der aktuellen Finanzkrise hinterher zu sparen und dass auch in wirtschaftlichen Krisenzeiten gute Arbeit ihren Preis hat. Zumal wir wissen, dass die Anhebung des Gehaltsniveaus im öffentlichen Dienst sich mit einer Stärkung der Binnenkaufkraft verbindet, die gerade in Krisenzeiten besonders wichtig und vor allem wirksam ist. Einen zuverlässigen, motivierten öffentlichen

Dienst halten nicht nur wir für essentiell, sondern auch die Berlinerinnen und Berliner, die die bürgernahen Dienstleistungen - auch von Polizei, Feuerwehr und LABO - dringend brauchen. Aus diesen Gründen wird sich DIE LINKE auch weiterhin für diese beschriebenen Ziele einsetzen - auch bei den anstehenden Tarifverhandlungen. In diesem Sinne wünschen wir uns auch für die Zukunft einen engen und regelmäßigen Kontakt mit den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes in Berlin. Eckpfeiler der Politik der LINKEN sind der Erhalt und auch die Weiterentwicklung von Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland. Deshalb darf die Föderalismusreform in Berlin jetzt nicht dazu führen, dass Beteiligungsrechte der Gewerkschaften für Beamtinnen und Beamte mit der erforderlichen Neuordnung des Berliner Dienstrechtes abgebaut werden.

Unsere politische Vorgabe, auch für den öffentlichen Dienst, ist immer der Grundsatz: Verhandeln statt verordnen und das auf gleicher Augenhöhe, ohne zügige Verwaltungsentscheidungen zu behindern. Uns ist bewusst, dass das für Beamtinnen und Beamte aufgrund ihrer gesetzlich eingeschränkten Verhandlungsmöglichkeiten mit ihrem Arbeitgeber (kein Streikrecht) von besonderer Bedeutung ist. Wir werden zu Ihren Vorschlägen über praktikable Beteiligungsregelungen der Gewerkschaften für Beamtinnen und Beamte so schnell wie möglich mit dem DGB und den betroffenen Einzelgewerkschaften dazu ein

Gespräch führen. Danach werden wir mit der SPD abstimmen, wie wir uns miteinander auf eine von allen Beteiligten grundsätzlich akzeptierte Beteiligungsregelung für Beamtinnen und Beamte verständigen können.“
DER LANDESBEZIRKSVORSTAND



Eigendruck im Selbstverlag
 http://www.gdp-berlin.de
�








PAGE  
1
Internet: www.gdp-berlin.de / e-mail: gdp-berlin@gdp-berlin.de
Gewerkschaft der Polizei (GdP), Kurfürstenstraße 112., 10787 Berlin

Tel.: 21 000 4-0, Telefax: 21 000 4-29


